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Mit vier Bussen aber auch mit
der Deutschen Bahn reisten wir,
unterstützt durch Gewerkschaf-
ter aus DGB-Schwestergewerk-
schaften nach Mainz, um dort
machtvoll gegen den geplanten
Aderlass per Gesetz zu demons-
trieren:
● die Abkopplung der Besol-

dung/Versorgung vom Tarif-
ergebnis

● Kürzung des Weihnachtsgel-
des

● Streichung des Urlaubsgeldes
● Kostendämpfungspauschalen

im Beihilferecht
● die geplante Öffnungsklausel

(bis zu 10% Besoldungsein-
buße)

● die Absenkung des Versor-
gungsniveaus auf 71,75%

● die Verlängerung der Wochen-
arbeitszeit

● Stellenabbau und Überstun-
denberge
Nun soll auch noch die Lebens-

arbeitszeit bis zum 65. Lebens-
jahr verlängert werden; Rhein-
land-Pfalz macht den Anfang und
die anderen Bundesländer wer-
den folgen.

Jetzt stellen wir uns quer!

Ein imposantes Bild boten die
über zehntausend Teilnehmer
beim Eintreffen auf dem Park-

platz am Bruchwegstadion in
Mainz, wo sich die Kolleginnen
und Kollegen aufstellten,um den
Demonstrationszug durch die
Mainzer Innenstadt zu bilden.
Hier sei auch ein Lob an die Ver-
anstalter gestattet, denen es her-
vorragend gelang, hunderte von
Bussen unterzubringen und tau-
sende von Demonstranten zu ver-
pflegen.

Die GdP-Demonstranten bil-
deten einen kilometerlangen Zug
durch die Mainzer Innenstadt bis
hin zu den Domplätzen, wo eine
Abschlusskundgebung mit Reden

des DGB-Vorsitzenden Bezirk
West, Dietmar Muscheid, des
rheinland-pfälzischen GdP-Vor-
sitzenden Ernst Scharbach und
des GdP-Bundesvorsitzenden
Konrad Freiberg stattfand.

Als „unanständig“ und
„schamlos“ bezeichnete Konrad
Freiberg die Pläne der Minister-
präsidenten, den Polizeibeschäf-
tigten weitere soziale und finan-
zielle Verschlechterungen zumu-
ten zu wollen. Als „infam“ be-
zeichnete es der GdP-Bundes-
vorsitzende, dass die Politik das
Kesseltreiben gegen die Polizis-
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GdP-Großdemo in Mainz – Wir waren dabei!
Ein Bericht von Landesschriftleiter Charly Wannenmacher

300 Kolleginnen und Kollegen aus dem Saarland folg-
ten am 13. Februar 2003 dem Aufruf der Bundes-GdP zur
ersten bundesweiten Demo gegen ständig neue Ein-
schnitte bei der Polizei. Aktive und Pensionäre, Arbeiter
und Angestellte zeigten mit ihrer Teilnahme, dass in einer
Einheitsgewerkschaft jeder für die Interessen der anderen
Gruppe mit eintritt, wenn es gilt, Stärke zu zeigen.

Fortsetzung auf Seite 2

Die saarländischen Demo-Teilnehmer am Aufstellplatz.

Der Gutenbergplatz konnte die 10 000 Demonstranten nicht aufnehmen.

325-Euro-Job gefällig?
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tinnen und Polizisten mit dem so
genannten sicheren Arbeitsplatz
im öffentlichen Dienst in Gang
hielten. Konrad Freiberg: „Seit
1945 wurden 1395 Polizeibeam-
tinnen und -beamte im Dienst
getötet. 385 wurden durch Rechts-
brecher umgebracht. Allein im
Jahr 2000 wurden 8 Kollegen
durch Verbrecher getötet. Im ver-
gangenen Jahr verloren 2 Kollegen
ihr Leben durch Verbrecherhand.

Tausende Kolleginnen und Kol-
legen werden jedes Jahr im Dienst
verletzt.Pro Jahr werden 500–700
Polizisten so schwer im Dienst
verletzt, dass sie mehr als sieben
Tage krankgeschrieben werden.
Und wie sieht der Dank aus? Man
kürzt die Renten und Pensionen
und verweigert uns eine gerechte
Bewertung und Bezahlung; man
verlängert die Wochen- und die

Lebensarbeitszeit. So sieht der
Dank für unsere Dienste aus!“

Konrad Freiberg wurde aber
noch deutlicher: „Die Minister-
präsidenten wollen mit einer bis-
her nicht gekannten Kahlschlags-
politik eine grundlegende Kehrt-
wende unseres Sozialstaates ein-
leiten. Die Politik hat ein neues
Feindbild gefunden: die Beschäf-
tigten des öffentlichen Dienstes.
Und zwar Arbeiter, Angestellte
und Beamte. Die Politik will Ab-
lenken von ihrem eigenen Versa-
gen. Wir sollen für ihr Versagen
den Sündenbock spielen. In der
Öffentlichkeit wird oft der Ein-
druck vermittelt, als ob wir im
öffentlichen Dienst von allen
Sparmaßnahmen verschont wer-
den. Nach dem Motto: der faule
Beamte, der Beschäftigte des
öffentlichen Dienstes, lebt wie die
Made im Speck. Ob Kolleginnen
und Kollegen der Verwaltung, ob
Lehrerinnen oder Lehrer, ob
Beschäftigte der Justiz, der Feu-
erwehr oder Polizei, es wird von
der Politik der Eindruck vermit-
telt, als ob es ihnen gut geht. Ich
sage nur: Lüge! Der öffentliche
Dienst leistet seit Jahren seinen
Beitrag  zur Konsolidierung der
Haushalte; der öffentliche Dienst
wurde immer als erster zur Kasse
gebeten; die Einkommen im

öffentlichen Dienst sind hinter der
Einkommensentwicklung in der
Wirtschaft deutlich zurückgeblie-
ben und in Bund, Länder und
Gemeinden wurde ständig Perso-
nal abgebaut. Es ist eine Schwei-
nerei, dass die Politik dieses der
Öffentlichkeit verschweigt.“

Der Bundesvorsitzende griff
in seiner Rede aber auch einen
unerwarteten Verbündeten der
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Arbeitgeber an: „Zu unser aller
Überraschung und Empörung hat
sich zu dieser Allianz noch ein
Verbündeter gesellt, den wir nicht
erwartet haben. Es ist der Deut-
sche Beamtenbund. Er ist uns in
den Rücken gefallen.“ Er zitierte
dann aus einer Entschließung
des Bundesrats-Innenausschus-
ses vom 6. Februar.

Freiberg weiter: „Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, es ist
unglaublich! Ausgerechnet eine

Organisation, die vorgibt, die
Interessen der Beamtinnen und
Beamten zu vertreten, liefert uns
ans Messer. Der Vorschlag des
Beamtenbundes würde bedeuten:
Wegfall des Urlaubsgeldes und
Kürzung des Weihnachtsgeldes.
Diese Suppe hat uns der Deutsche
Beamtenbund mit seiner ,Deut-
schen Polizeigewerkschaft‘ einge-
brockt!“

Den rheinland-pfälzischen Mi-
nisterpräsidenten Beck forderte
Freiberg auf, die vorliegende
Rechtsänderung für das Herauf-
setzen der Lebensarbeitszeit bis
zum 65. Lebensjahr einzustamp-
fen.

Für seine Aussagen erhielt der
Bundesvorsitzende tosenden Bei-
fall von den Veranstaltungsteil-
nehmern.

Bei der Rückfahrt wurde viel
über die geplanten Einschnitte

durch die Politik diskutiert.Wenn
wir auch noch nicht wussten, wo
die nächste Demo stattfinden
wird, waren wir uns aber alle
einig:

Wir werden
weiter kämpfen!
Wir sind bereit!

GdP – gut,
dass es sie gibt!
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Fortsetzung von Seite 1

Redaktionsschluss für die Mai-
Ausgabe unseres Landesteils ist
der 2. April 2003.

Die Fürsorgepflicht des Staates wird zu Grabe getragen.

Streife der Zukunft: Opa-Streife? Auch unsere Senioren waren mit dabei.
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Mit seinem Antrag bei der
Bundesratssitzung vom 14.
Februar 2003 zur Einführung
einer Öffnungsklausel für die
Bereiche Urlaubs- und Weih-
nachtsgeld hat sich die Landes-
regierung also nun doch auf die
Seite der Sparwütigen geschla-
gen. Dies muss überraschen, da
bisher in den öffentlichen Dar-
stellungen hochrangiger CDU-
Politiker eine andere Lesart galt.

Zunächst aber ein Blick in die
Historie: Im vergangenen Jahr
hatte eine Arbeitsgruppe unter
Beteiligung der Ministerpräsi-
dentInnen von Berlin, Sachsen,
Schleswig-Holstein und dem
Saarland die Idee einer Öffnungs-
klausel für die besoldungsrecht-
lichen Vorschriften der Beamten
entwickelt. Hiernach wären im
Bereich des Grundgehaltes und
der sog. Sonderzuwendungen
regionale Einkommensreduzie-
rungen von bis zu 18% möglich
gewesen. Der heftige Protest –
vor allem der Gewerkschaft der
Polizei – mit bundesweiten Akti-
vitäten sorgte schließlich für eine
gewisse Einsicht. Vor allem aus
dem CDU-Lager an der Saar, so
etwa in Schreiben des innenpoli-
tischen Sprechers Jungmann oder
des Bundestagsabgeordneten Fei-
bel ging eines ganz klar hervor:
Öffnungsklausel nicht mit uns!
Auch die Innenministerin Kramp-
Karrenbauer erklärte sich bei
einigen GdP-Veranstaltungen
ganz deutlich. Man interpretiere
die Aktivitäten Berlins als „Aus-
schöpfen aller Möglichkeiten vor
einer verfassungsgerichtlichen
Klage zur Verbesserung des Län-
derfinanzausgleiches bzw. zum
Erhöhen von Teilentschuldungs-
raten“.Als Nehmer-Land werde
das Saarland aber solche Ideen
nicht begrüßen!

Vor diesem Hintergrund gab es
durchaus eine große Hoffnung,
diese unsittliche Idee namens
„Öffnungsklausel“ abwehren zu
können. Umso überraschender
und unverständlicher war für uns

der unfassbare Vorstoß des DBB,
auf Urlaubsgeld und Teile des
Weihnachtsgeldes zu verzichten.
Dass man damit die Politiker wie-
der auf die „richtige Spur“
brachte, wurde uns dann am 14.
Februar 2003 schmerzlich be-
wusst: In der Bundesratssitzung
beantragten die Länder Berlin,
Brandenburg und (na nu!) das
Saarland eine Öffnungsklausel

für beide Sonderzuwendungen,
also sowohl Urlaubs- als auch
Weihnachtsgeld. Dies war vor
dem Hintergrund der vielen
öffentlichen Erklärungen  (siehe
oben) unglaublich! Daher war es
das Gebot der Stunde, die Gele-
genheit eines Spitzengespräches
mit Ministerpräsident Peter Mül-
ler, der Innenministerin Kramp-
Karrenbauer und dem Chef der
Staatskanzlei Karl Rauber am 18.
Februar 2003 seitens der ÖD-
Gewerkschafts-Vorsitzenden zu
nutzen, um nachzuhaken.

Und so ließ denn der Minis-
terpräsident schließlich die Katze
aus dem Sack: Er bleibe zwar bei
seiner Grundaussage, die Beam-
ten nicht schlechter zu stellen als
die Tarifbeschäftigten des öffent-
lichen Dienstes. Er halte aber
ganz eindeutig das jetzt erzielte
Tarifergebnis für völlig überzogen
und insbesondere für finanz-
schwächere Bundesländer prin-
zipiell nicht realisierbar. Daher

werde die saarländische Landes-
regierung in der nächsten Tarif-
runde im Jahre 2005 eine deutlich
stärkere Regionalisierung sicher-
stellen. Dies entweder innerhalb
des jetzigen Systems der Tarifge-
meinschaft deutscher Länder,
wenn es sein muss aber auch
außerhalb. Bei der Tarifrunde
2005 werde es dann auf jeden Fall
zu deutlichen sozialen und/oder

finanziellen Abstrichen im Tarif-
bereich kommen. Und um dann
die entsprechenden Verschlech-
terungen auch auf den Beam-
tenbereich übertragen zu kön-
nen,werde er jetzt bereits für eine
beamtenspezifische Öffnungs-
klausel eintreten.

Nur zum besseren Verständ-
nis: Der saarländische Minister-
präsident bleibt zwar bei seiner
Idee des Gleichklangs zwischen
Tarifbeschäftigten und Beamten.
Seine Tarif-Philosophie für 2005
ist aber eindeutig auf Verschlech-
terung des Status quo angelegt.
Und die adäquate Umsetzbar-
keit im Beamtenbereich soll jetzt
bereits durch Öffnungsklauseln
für Urlaubs- und Weihnachtsgeld
vorbereitet werden.

Dass MP Müller in besagtem
Gespräch diese Linie als quer
durch die Bundesländer mehr-
heitsfähig beschrieb, machte uns
den Ernst der Lage noch deutli-
cher bewusst! Es passt alles zu-

sammen! Die einen sorgen für
Öffnungsklauseln, die anderen
für die Verlängerung der Lebens-
arbeitszeit, und für Abstriche bei
der Polizeizulage oder in der Bei-
hilfe finden sich auch problemlos
Aktivisten! Da ist es wohl auch
kein Zufall, dass in einem Brief
des rheinland-pfälzischen Minis-
terpräsidenten Beck an den dor-
tigen GdP-Landesvorsitzenden

Ernst Scharbach ganz unverhoh-
len die Disziplinar-Keule ge-
schwungen wird, um diesen auf
den Pfad der Beamten-Tugend
zurückzurufen.

Was lernen wir daraus? Traue
keinem Ministerpräsidenten, der
sich auch bei dieser „Beamten-
jagd“ engagiert.

Oder: Traue nur dem Minis-
terpräsidenten,den Du selbst ab-
gewählt hast!

Am 14. März 2003 werden in
der Bundesratssitzung die ent-
scheidenden Weichen gestellt.
Derzeit spricht vieles dafür, dass
man uns dann (trotz oder viel-
leicht gerade wegen des DBB-
Vorstoßes) die Öffnungsklausel
aufzwingen will.

Für uns in der GdP ist aber
eines ganz klar: Wir lassen uns
nicht unterkriegen und kämpfen
weiter.

Denn: Wer kämpft, kann ver-
lieren, wer nicht kämpft, der hat
schon verloren.

LANDESJOURNAL

ÖFFNUNGSKLAUSEL

Jetzt ist die Katze aus dem Sack!
Öffnungsklausel auch vom Saarland beantragt!
Ein Beitrag von Hugo Müller

V. l. n. r.: Klaus
Kessler (GEW),
Rolf Linsler
(Ver.di), Eugen
Roth (DGB),
Hugo Müller
(GdP), Minister-
präsident Peter
Müller, Chef der
Staatskanzlei
Karl Rauber und
Innenministerin
Annegret Kramp-
Karrenbauer

Foto:
Werner Braun
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Über 360 BeamtInnen konn-
ten schon am 28. März ihre
Urkunde in Empfang nehmen.
Die unterschiedlichsten Gefühle
waren damit verbunden und
kamen bei nicht wenigen auch
zum Ausdruck: „Endlich dabei“;
„Es war aber auch Zeit“; „Das
ist selbstverständlich, denn die
haben es ja versprochen“; „Das
klappt ja so, wie angekündigt“;
und vieles mehr.

Alle haben damit, insbeson-
dere aus der jeweiligen individu-
ellen Betrachtungsweise, zumin-
dest ein bisschen Recht.

Doch so einfach, wie es sich
anhört bzw. liest, ist es in der Rea-
lität ganz und gar nicht.

Mal abgesehen davon,dass die
für das jährliche Beförderungs-
budget zur Verfügung zu stellen-
den Gelder, trotz des durch das
Kabinett beschlossenen Beför-
derungs- bzw. Überleitungs-
konzeptes, immer aufs Neue er-
kämpft werden müssen, heißt es
wachsam sein, wenn denn dann
die Mittel letztendlich zur Ver-
fügung stehen.

Rechtzeitig einwirken

Aufpassen in diesem Sinne
bedeutet, rechtzeitig vor den Be-
förderungsterminen darauf ein-
wirken, dass die Gelder auch ge-
recht verteilt werden.

Wird bei der Verteilung die
Umsetzung der Beförderungs-
konzeption beachtet? Werden die
Anteile für die jeweiligen Lauf-
bahn- und Besoldungsgruppen
angemessen gestaltet? Erfolgt
orientiert an den Anteilen am
Gesamtpersonalkörper eine adä-
quate Aufteilung zwischen Kripo
und Uniform? Werden Zusagen,
die für bestimmte Bereiche auch
in Form von Sonderregelungen
gemacht worden waren,auch ein-
gehalten?

Wer weiß, dass an vielen Stel-
len, auch im Zusammenhang mit
den o. g. Fragen, die Politik eine
große Rolle spielt, wem bekannt
ist,dass die auswählende Behörde
bei den so genannten sekundären
Auswahlkriterien einen breiten
Ermessensspielraum hat, kann
sicherlich nachvollziehen, dass
auf dem Weg zu einer Beförde-
rungsvorlage, die auch für die
Beschäftigten nachvollziehbar
sein soll, viele Steine wegzuräu-
men sind.

Das funktioniert nur dann,
wenn immer wieder rechtzeitige
und umfassende Beteiligung ein-
gefordert wird. Diese muss aller-
dings nachhaltig und beharrlich,
auch im Sinne von Kampf, oft
unter Ausschöpfung aller Mittel
und Möglichkeiten, auch wahr-
genommen werden. Aus diesem
Grund ist es von herausragender
Bedeutung, dass im Interesse der
Beschäftigten machtvolle und
starke Personalräte ihren Auf-
trag und ihre Aufgabe erfüllen.
Dabei ist es keinesfalls ausrei-
chend, da häufig nicht Ziel füh-
rend, wenn die Personalvertre-
tung sich auf die rein nach dem
Personalvertretungsgesetz zu-
stehenden Möglichkeiten be-
schränkt. Besondere Bedeutung
gewinnt in diesem Zusammen-
hang das Zusammenspiel, das
Zusammenwirken, ja die Ver-
zahnung von starkem Personalrat
und starker Gewerkschaft.

Am Beispiel des letzten Beför-
derungstermines, bezogen auf
eine Besoldungsgruppe, wird das
Beschriebene besonders deutlich:

Fertige Konzepte

Knapp zwei Monate vor dem
1. April 2003 – fast schon zu
knapp – wurde der Vorsitzende
des PHPR in einem ersten
Gespräch über die vorgesehene
Beförderungskonzeption infor-
miert.Zu diesem Zeitpunkt wäre
es allerdings sinnvoller gewesen,
statt eines fest gezurrten Pake-
tes die eine oder andere Alter-
native als Diskussionsgrundlage
vorgestellt zu bekommen.Prompt
war Ärger vorprogrammiert,weil
die Vorlage einige „Klopper“ ent-
hielt, die aus Sicht der Organisa-
tionshygiene unverträglich und
inakzeptabel waren. So war von
Seiten des Ministeriums beab-
sichtigt, in die Besoldungsgruppe
A 11 lediglich drei Beförderun-
gen bei der Kriminalpolizei und
keine bei der Schutzpolizei aus-
zusprechen.

Begründung: Auswahlkrite-
rium nach der Beurteilung ist die
Wahrnehmung einer mit A 12
bewerteten Funktion. Da es bei
der „Uniform“ keine Kandida-
ten gibt, die dieses Kriterium
erfüllen, werden nur bei „K“
Beförderungen vorgenommen.

Obwohl die Beförderungs-
konzeption im Bereich der A 11
für das Jahr 2003 27 Möglichkei-
ten vorsieht, sollten im gesamten
Jahr nur 14 realisiert werden.

Obwohl einer Gruppe von
Kandidaten der Schutzpolizei,die
schon am 1. Oktober 2002 wider
erwarten nicht zum Zuge gekom-
men war, so dass sie sich mit Ein-
gaben an den PHPR wandte,
selbst durch die Ministerin Pers-
pektiven im Sinne von Zusagen
für den nächsten Termin,also den
1. April 2003, eröffnet worden

waren, gab es diesen „Null-
Lösungs-Vorschlag“ von gerade
dieser Seite. Eigentlich unglaub-
lich!

GdP und ihre Personal-
räte kämpften mit Erfolg!

An dieser Stelle galt es den
Kampf aufzunehmen und deut-
lich zu machen, dass dieser unak-
zeptable Vorschlag eine Provo-
kation der Beschäftigten dar-
stelle, der eine Zustimmung aus-
schließe.Es folgten mehrere fern-
mündliche und persönliche Ge-
spräche mit der Hausleitung in
denen Tacheles geredet werden
musste und zwar im beschriebe-
nen Zusammenwirken von Ge-
werkschaft der Polizei und Poli-
zeihauptpersonalrat.

Das Ergebnis kann sich aus-
weislich der tatsächlichen Beför-
derungszahlen in dieser Besol-
dungsgruppe (s.Tableau auf Seite
5) wohl auch sehen lassen.

Übrigens konnten auch noch
andere, wenn auch nicht alle,
explosiven Ungereimtheiten ent-
schärft werden.

Fritz Schulte,ehemaliger GdP-
Bundesvorsitzender, stellte schon
vor Jahrzehnten fest:

„Unsere Personalräte
sind die Speerspitze

der Gewerkschaft der
Polizei!“

Recht hat er.Wir mussten und
müssen oft und heftig pieksen.
Deshalb steht fest: „Speerspitze,
na klar!“

Q. e. d., – quod erat demons-
tandum – Was zu beweisen war!

LANDESJOURNAL

BEFÖRDERUNGEN

Speerspitze?! Ja, aber . . . oder na, klar . . .
Von Reinhold Schmitt

Für die meisten, die dabei waren, ist das Ereignis einschließlich der damit verbundenen Feiern bereits kein Thema
mehr, ja sogar Geschichte. Für die anderen, die (noch) nicht „an der Reihe“ waren, bleibt es mindestens im folgenden
halben Jahr ein Dauerthema: Die Beförderung.

Reinhold Schmitt

GdP_04_03_s1-8_Sa  13.03.2003  20:36 Uhr  Seite 4 Mac00883 LNS_NW01.V014:POLIZEI:GdP:A_04_2003:14 Saarland:



4/2003 Deutsche Polizei-Sa  5

LANDESJOURNAL

BEFÖRDERUNGEN

Stand:
9. März 2003
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Der Arbeitsauftrag der AG
Personaleinsatz (siehe Veröf-
fentlichung DP März 2003) wurde
durch die örtlichen Personalräte
und den Polizeihauptpersonalrat
intensiv geprüft und diskutiert.
Der Leiter der Arbeitsgruppe
Personaleinsatz, POR Harald
Jenal, folgte einer Einladung des
Polizeihauptpersonalrates und
der Vorsitzenden der örtlichen
Personalräte, um einerseits aus
Sicht des AG-Leiters den Arbeits-
auftrag vorzustellen und zu erläu-
tern, aber andererseits auch die
offenen Fragen der Personalver-
treter zu beantworten. In meh-
reren, sich anschließenden Sit-
zungen, wurde in oftmals äußerst
kontrovers geführten Diskussio-
nen zwischen den Personalver-
tretern die Grundsatzentschei-
dung getroffen, an der Arbeits-

gruppe teilzunehmen. Die Form
und der Umfang der Beteiligung
sollen aber von notwendigen
Rahmenbedingungen abhängig
gemacht werden. Ein entspre-
chendes „Grundlagenpapier“,das
sowohl personalrätliche Grund-
positionen als auch einen Perso-
nalisierungsvorschlag enthält,
wurde formuliert und dem Leiter
der Arbeitsgruppe, POR Harald
Jenal,zugesandt (siehe Abdruck).
Von der Entscheidung der Ar-
beitsgruppenleitung über die aus
personalrätlicher Sicht notwen-
dige Grundlagenvereinbarung
wird dann die Beteiligungsform
der Personalräte abhängen.Über
die weitere Entwicklung der „AG
Personaleinsatz“ wird dann an
entsprechender Stelle informiert.

Ralf Porzel

LANDESJOURNAL

AG Personaleinsatz
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VU-Statistik

Die Ministerin für Inneres und
Sport,Annegret Kramp-Karren-
bauer, stellte am 20. Februar im
Beisein des Staatssekretärs, des
Leiters der Landespolizeidirek-
tion und des Sicherheitsbeauf-
tragten die Jahresunfallstatistik
2002 der Öffentlichkeit vor.

Gravierende Änderungen zum
Vorjahr konnten nicht festgestellt
werden. Sie ging bei der Vorstel-
lung auch auf die verkehrspoli-
zeiliche Arbeit des vergangenen
Jahres ein,die insbesondere durch
die Großereignisse Giro und Tour
de France geprägt waren und
bescheinigte ihrer Polizei eine

sehr gute Arbeit. Auf zwei Pro-
blembereiche wurde in der Kon-
ferenz besonders eingegangen.
Dies war einmal der Schwerver-
kehr, insbesondere auf den Bun-
desautobahnen und das auch lei-
der im vergangenen Jahr festzu-
stellende Problem der hohen
Unfallbeteiligung der Risiko-
gruppe „Junge Fahrer“.

Der Leiter der Landespolizei-
direktion betonte, dass in diesem
Jahr mit Schwerpunktaktionen
diesen Problembereichen eine
besondere Aufmerksamkeit ge-
widmet wird. Insbesondere die
Verkehrsüberwachung auf Auto-
bahnen wird intensiviert werden.
Die Verkehrspolizeiinspektion
wird hier auch die Hauptunfall-

ursache Geschwindigkeit einer
besonderen Beobachtung unter-
ziehen.

Die Ministerin und der Ver-
kehrssicherheitsbeauftragte wie-
sen auf zwei Projekte hin, mit
denen eine Verhaltensänderung
der Risikogruppe „Junger Fah-
rer“ bewirkt werden soll. Es ist
dies die Aktion „Verkehrssicher-
heit jetzt“,die zusammen mit dem
ADAC und der Landesverkehrs-
wacht insbesondere an den be-
rufsbildenden Schulen unseres

Landes ansetzt und die auf der
Landespressekonferenz vorge-
stellte Aktion der Arbeitsgemein-
schaft für Verkehrssicherheit im
Saarland. Die Verkehrssicher-
heitslage hat wesentlichen Ein-
fluss auf das Sicherheitsgefühl
der Bevölkerung.Deshalb ist eine
kompetente Polizei, die präven-
tiv und repressiv sich der Pro-
bleme annimmt, zwingende Vor-
aussetzung für die Erhöhung der
Sicherheit auf unseren Straßen.

HJK

LANDESJOURNAL

STATISTIKEN

Statistiken 2002

V. l. n. r.: Hans-Jürgen Konopka, Sts. Gerhard Müllenbach, Ministerin
Annegret Kramp-Karrenbauer, LPD Paul Haben Foto: LPD

Schaubilder Quelle: LPD
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Kriminalstatistik

(Red.) Bei Redaktionsschluss
(9. März) war die Kriminalstatis-
tik 2002 noch nicht veröffentlicht.
Doch bereits am 13.Februar mel-
dete die Saarbrücker Zeitung in
einer Schlagzeile (siehe Abdruck)
eine Steigerung von 19% gegen-
über der Vorjahresstatistik.

Eine Pressemeldung der SPD-
Landtagsfraktion zum Thema ist
nachfolgend auszugsweise abge-
druckt.Deutsche Polizei wird wei-
ter berichten.

SPD-Landtagsfraktion, Pres-
semeldung vom 17.Februar 2003:
Kriminalitätszuwachs:Was macht
die CDU dagegen?

„So haben wir uns das Auf-
steigerland nicht vorgestellt. Ein
solch gigantischer Zuwachs der
Kriminalität im Saarland ist nicht
hinnehmbar. Da muss gegenge-
halten werden.“ Mit diesen Wor-
ten reagiert der Chef der SPD-
Fraktion im saarländischen Land-
tag, Heiko Maas, auf den drama-
tischen Anstieg der Straftaten

(+ 20%) im vergangenen Jahr.
„Jetzt über die Erhebung, Erfas-
sung oder Auswertung des statis-
tischen Materials zu diskutieren,
wie die CDU das jetzt macht,geht
an der Sache vorbei. Fakt ist: Es
gab im letzten Jahr mehr Strafta-
ten im Saarland als 2001. Da gibt
es nichts zu beschönigen. Das
muss auch Innenministerin
Kramp-Karrenbauer einsehen.
Die SPD erwartet jetzt Antwor-
ten, wie auf diese veränderte
Situation von Seiten der Lan-
desregierung reagiert wird.Auch
die saarländische Bevölkerung
hat ein Recht darauf zu erfahren,
wie sie mit der steigenden Kri-
minalität im Land umgeht.“ Dar-
über hinaus kritisiert die SPD-
Fraktion, dass das Landesparla-
ment über den Kriminalitätszu-
wachs im Saarland per Medien-
berichte informiert werde. „Die
Informationspolitik der Ministe-
rin ist eine Katastrophe. Das
dürfe sich auch die CDU nicht
gefallen lassen. Immerhin disku-
tiert das Parlament am Mittwoch
im Plenum über die Stärkung der
Länderparlamente.“

Nachdem die CDU und die
Ministerin im Frühjahr letzten
Jahres noch von aussagekräfti-
gen Statistiken und minimalen
Auswirkungen bei der Umstel-
lung des zugrundeliegenden
Erfassungssystems gesprochen
haben, und den vermeintlichen
Kriminalitätsrückgang des Jah-
res 2001 auf ihre „ach so gute
Politik im Bereich der inneren
Sicherheit“ zurückgeführt haben,
solle jetzt der dramatische
Anstieg der Kriminalität in unse-
rem Land auf die Statistik zurück-
geführt werden. „Das passt nicht
zusammen. Hier wird getrickst
und getäuscht, dass sich die Sta-
tistiken biegen.“ Das einzig Gute
an der Entwicklung der Krimi-
nalitätsstatistik besteht in der wie-
der gestiegenen Aufklärungs-
quote – ein Beweis für die her-
vorragende Arbeit der saarlän-
dischen Polizei, die trotz immer
schwierigerer Rahmenbedin-
gungen herausragende Leistun-
gen zum Schutze der saarländi-
schen Bevölkerung erbringen.
„Mit dem dilettantischen Vorge-
hen der Ministerin droht diese
Arbeit jedoch Schaden zu neh-
men“, so Maas für die SPD.

Jahrestagung der BAG im
Saarland

Betriebliche Suchtkranken-
hilfe – ein Blick über den Zaun

Die Bundesarbeitsgemein-
schaft „Suchtprobleme in der
Polizei“ wagt in ihrer Jahresta-
gung vom 18. bis zum 22. Mai
2003 einen Blick in die betriebli-
che Suchtkrankenhilfe der Pri-
vatwirtschaft.

Welche Interventionsmöglich-
keiten haben Betriebe,wenn Mit-
arbeiter in eine lebensbedrohen-
de Krise geraten. Welche Rolle
spielt das Arbeitsrecht bei Ab-
hängigkeitserkrankung? Und vor
allem: Wie kann die Polizei von
bestehenden regionalen Hilfsan-
geboten profitieren?

Selbstverständlich steht die
Suchtkrankenhilfe der Saarlän-
dischen Polizei im Vordergrund
der Tagung in Homburg/Saar.Die
Schirmherrschaft über die Ver-
anstaltung hat die Innenministe-
rin des Landes, Frau Annegret
Kramp-Karrenbauer, übernom-
men.Tagesgäste sind herzlich will-
kommen.Weitere Informationen:
Arno Peiffer,Tel.:06 81/9 62 11 54,
a.peiffer@innen.saarland.de oder
unter www.bag-sucht.de

LANDESJOURNAL
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TERMINE

Saarbrücker Zeitung vom 13. 2. 03

Trau Dich!

KG Saarpfalz: Seniorentreffen
Zum diesjährigen Senioren-

treffen lädt die GdP-Kreisgruppe
Saarpfalz alle Senioren und Seni-
orinnen herzlichst ein. Es findet
am Mittwoch, dem 9.April 2003,
um 14.00 Uhr im Sportheim des
SV Rohrbach, In den Königs-
wiesen, St. Ingbert-Rohrbach,
statt.

Werner Hofmann

Junge Gruppe:
Blaulichtparty

Die Disco-Party für Feuer-
wehr, Rettungsdienst, Kranken-
haus,THW,Zoll,Justiz,BGS,Poli-
zei, usw. . . . einfach alle die im
Blaulichtmilieu arbeiten.
4. April 2003, ab 21.00 Uhr im
Burbacher Bürgerhaus.

Vorverkauf: 4,– Euro,Abend-
kasse: 5,– Euro. Karten und Infos
bei: Seyfi Turan, Tel.: 01 70/
4 42 14 82, Seyfi.Turan@gdp-
saar.de, Jens Berner, Tel.: 01 60/
97 91 62 87, Jens.Berner@gdp-
saar.de,GdP-Geschäftsstelle,Tel.:
06 81/81 14 98.

Jürgen und
Karin Barth

Getreu dieses Mottos heirate-
ten am 14.Februar Karin Ferrera
und unser Landeskassierer Jür-
gen Barth in Saarbrücken. Nicht
nur allein der Valentinstag war
es,der beide dazu bewogen hatte,
sich dieses Datum auszusuchen,

es war auch die Tatsache, dass
Jürgen Barth an diesem Tage Ge-
burtstag hatte.Wir wünschen dem
Brautpaar alles Gute für die ge-
meinsame Zukunft und Jürgen
Barth die besten Wünsche zu sei-
nem Geburtstag.

GdP_04_03_s1-8_Sa  13.03.2003  20:37 Uhr  Seite 8 Mac00883 LNS_NW01.V014:POLIZEI:GdP:A_04_2003:14 Saarland:


